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Den Bundesbericht Forschung und Innovation 2026 hat der Bundestag am Donnerstag, 11.
Juni 2026, erstmals beraten. Im Anschluss an die Aussprache wurde die Unterrichtung
(21/6200(Dokument, öffnet ein neues Fenster)) zur weiteren Beratung an die Ausschüsse
überwiesen. Federführend ist der Ausschuss für Forschung, Technologie, Raumfahrt und
Technikfolgenabschätzung.

Bundesbericht Forschung und Innovation 2026
Schwerpunkt des Berichts ist die Hightech-Agenda Deutschland (HTAD). Sie wurde im Juli 2025 von
der Bundesregierung beschlossen und adressiert „gezielt Stärken, Potenziale und Defizite in der
technologischen Leistungsfähigkeit und Innovationskraft Deutschlands, die maßgeblich die
ökonomische Wettbewerbsfähigkeit, sicherheitspolitische Autonomie und gesellschaftliche Resilienz
beeinflussen“. 

Durch die HTAD richte die Bundesregierung ihre Forschungs- und Innovationspolitik (FuI-Politik)
gezielt auf „die Förderung von Innovationen in sechs prioritären Schlüsseltechnologien“ aus.
Außerdem habe die Bundesregierung in der HTAD auch neun strategische Hebel „als zentrale
Ansatzpunkte zur Stärkung, Modernisierung und zum Schutz des deutschen FuI-Systems“ benannt.
Insgesamt fokussiere sich die Bundesregierung mit der HTAD gezielt auf Allianzen mit
Wirtschaftsbeteiligung und strebt an, private Investitionen in den deutschen Technologiestandort
deutlich zu steigern. 

Mit Blick auf die Umsetzung heißt es im Bericht: Angesichts ihrer Bedeutung für die
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft und für die technologische Souveränität
Deutschlands sei die Fokussierung auf ausgewählte Schlüsseltechnologien ein wichtiges Signal. Im
internationalen Vergleich weise Deutschland vor allem Stärken in den Bereichen klimaneutrale
Energieerzeugung sowie klimaneutrale Mobilität auf. Bei den Schlüsseltechnologien Künstliche
Intelligenz und Mikroelektronik sei Deutschland hingegen relativ schwach positioniert. Das gelte
weniger für die Forschung als primär für die Fähigkeit, Neuerungen in der Entwicklung und
Anwendung von Schlüsseltechnologien hervorzubringen. 

Sicherheitsrelevante Forschung und Innovation
Damit die Politik in einem Umfeld sich wandelnder Bedrohungslagen informiert und strategisch
versiert handeln kann, müsse sie auf Expertise zu sicherheitsbezogenen Herausforderungen sowie
zu den entsprechenden politischen Handlungsoptionen zurückgreifen können, heißt es weiter. Die
Expertenkommission empfiehlt daher, im Bereich der sicherheitspolitisch relevanten Forschung und
Lehre exzellente Einrichtungen auf- beziehungsweise auszubauen. 

Neue technologische Lösungen zur Bewältigung sicherheitspolitischer Herausforderungen würden
nicht notwendigerweise von den etablierten Akteuren hervorgebracht, heißt es in der Vorlage.
Strukturen für Vernetzungs- und Beratungsaktivitäten könnten dazu beitragen, die Potenziale von
bisher nicht im Sicherheitsbereich tätigen Akteuren zu erschließen. Das neue Innovationszentrum
der Bundeswehr biete beispielsweise die Möglichkeit, die Zusammenarbeit und den Austausch



zwischen Akteuren des Forschungs- und Innovationssystems und der Bundeswehr zu verbessern.
„Die Bundeswehr sollte zudem eine Strategie für Gründungen aus der Bundeswehr entwickeln“,
heißt es im Bericht. 

Höchststand der Forschungsausgaben
Im Jahr 2024 hat Deutschland dem Bericht zufolge 3,17 Prozent des Bruttoinlandprodukts für
Forschung und Entwicklung ausgegeben (FuE-Quote) – ein neuer Höchststand. Die Bundesrepublik
liege damit über dem OECD-Durchschnitt (2,72 Prozent) und dem EU-Durchschnitt (2,13 Prozent).
Gleichzeitig zeige der aktuelle Trend jedoch, dass Deutschland im internationalen Vergleich bei den
FuE-Ausgaben an Dynamik verliere und derzeit hinter Ländern wie Israel, Südkorea, Schweden, den
USA und Japan liege. Die Bundesregierung habe das Ziel, die FuE-Quote bis 2030 auf 3,5 Prozent zu
steigern. 

Laut Bericht gehört Deutschland weiterhin zu den führenden Forschungsnationen und erzielt mit
1.956 Publikationen pro eine Million Einwohner (2024) überdurchschnittliche Leistungswerte. Auch
die innovative Wirtschaft zähle zu den Stärken des deutschen Forschungs- und Innovationssystems.
Insgesamt habe die deutsche Wirtschaft für Forschung und Entwicklung im Jahr 2024 rund 92,5
Milliarden Euro ausgegeben. Um den Transfer von Forschungsergebnissen in die Anwendung zu
beschleunigen, habe die Bundesregierung im Koalitionsvertrag die „Initiative Forschung &
Anwendung (InFA)“ angelegt. So solle beispielsweise die neue Transferinitiative F.A.S.T.
(Forschung, Anreize, Skalierung, Transfer) den Bedarf von Unternehmen besser mit den passenden
Forschungsergebnissen zusammenbringen. 
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